Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 2978 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über das Verfahren bei Änderungen des Gebietsbe- 
standes der Länder nach Artikel 29 Abs. 7 des Grundgesetzes 

— Drucksache IV/2746 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schmitt-Vockenhausen 


Der Gesetzentwurf erfüllt den Auftrag des Grund- 
gesetzes in Artikel 29 Abs. 7, das Verfahren über 
die — - abgesehen von den' Neugliederungen nach 
den Absätzen 1 bis 6 — sonstigen Änderungen des 
Gebietsbestandes der Lander durch ein Bundesgesetz 
zu regeln, und zwar durch ein Bundesgesetz, das 
u. a. der Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder 
des Bundestages bedarf. 

Der Ausschuß für Inneres hat die Vorlage des 
Entwurfs vom 17. November 1964 — der in der 
151. Sitzung des Deutschen Bundestages am 9. De- 
zember 1964 bei der ersten Beratung dem Ausschuß 
für Inneres zugewiesen worden ist — begrüßt. Der 
Ausschuß hat deshalb in seinen Ausschußberatun- 
gen am 11. und 16. Dezember 1964 den Entwurf 
grundsätzlich gebilligt. Neben einigen redaktionel- 
len Verbesserungen in den §§ 1 und 3 hielt aber 
der Ausschuß in Übereinstimmung mit den Empfeh- 
lungen des Bundesrates im Hinblick auf die Aus- 
wirkungen der Gebietsänderungen auf die Wahl- 
kreise eine Ergänzung des § 8 und die Einfügung 
eines § 8a für erforderlich, und zwar aus folgenden 
Gründen: 

Zu § 8 Abs. 3 

§ 8 Abs. 3 teilt das nach Absatz 2 auf Hamburg 
übergehende bisher niedersächsische Gebiet in 
förmlicher Änderung der Anlage zum Bundeswahl- 
gesetz dem hamburgischen Bundestagswahlkreis zu, 
der das Gebiet umfaßt, zu dem das übergehende 
Gebiet künftig verwaltungsmäßig gehören wird. 
Diese Regelung entspricht der allgemeinen Vor- 
schrift des durch § 8 a des Gesetzes neu in § 3 des 


Bundeswahlgesetzes aufgenommenen Absatzes 4. 
Eine ausdrückliche besondere Bestimmung empfahl 
sich für die Gebietsänderung zwischen Niedersach- 
sen und Hamburg mit Rücksicht auf den Sonder- 
charakter dieser durch § 8 Abs. 1 und 2 des Geset- 
zes sanktionierten Grenzänderung, die schon vor 
Inkrafttreten des Gesetzes zwischen den beiden 
Ländern vereinbart wurde und den künftig nach 
dem Gesetz zulässigen Umfang erheblich übersteigt. 

Zu § 8 a 

§ 8 a trägt in förmlicher Ergänzung des Bundes- 
wahlgesetzes der Vorschrift des § 3 Abs. 3 Satz 2 
des Bundeswahlgesetzes Rechnung, wonach Länder- 
grenzen bei der Einteilung der Wahlkreise einge- 
halten werden müssen. Satz 1 bestimmt demgemäß 
daß das von einem Land zum Nachbarland über- 
gehende Gebiet mit der Änderung der Landeszuge- 
hörigkeit aus dem bisherigen Wahlkreis des ab- 
gebenden Landes ausscheidet und dem angrenzen- 
den Wahlkreis des aufnehmenden Landes zugeteilt 
wird. Liegt das umgegliederte Gebiet gerade am 
Schnittpunkt der Grenze zweier Wahlkreise des 
aufnehmenden Landes mit der Landesgrenze oder 
wird aus besonderen Gründen eine neue Exklave 
gebildet, so bedarf es noch einer ergänzenden Vor- 
schrift darüber, welchem Wahlkreis des aufnehmen- 
den Landes das umgegliederte Gebiet zugeteilt wer- 
den soll. Dabei kann dahingestellt bleiben, ob es der 
erwähnte Grundsatz des § 3 Abs. 3 des Bundes- 
wahlgesetzes über die Einhaltung der Landesgren- 
zen rechtlich gestatten würde, in solchen Fällen die 
Zuteilung zu einem der beiden berührten Wahl- 
kreise noch einer ausdrücklichen Änderung der An- 
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läge zum Bundeswahlgesetz vorzubehalten. Der 
Ausschuß glaubt jedenfalls, daß eine generelle Re- 
gelung im Gesetz für diese Fälle aus rechtssystema- 
tischen, namentlich aber aus praktischen Gründen 
der Verwaltungsvereinfachung den Vorzug verdient. 
Satz 2 bestimmt daher, daß in solchen Fällen das 
umgegliederte Gebiet dem Wahlkreis zugeschlagen 
wird, der die Gemeinde, den Gemeindebezirk oder 
das gemeindefreie Gebiet umfaßt, dem es verwal- 
tungsmäßig zugeteilt wird. Im Hinblick auf die ge- 
ringe Größe der in Frage kommenden Flächen kön- 
nen sich daraus nach Meinung des Ausschusses 
Schwierigkeiten nicht ergeben. 

Der Ausschuß erwartet darüber hinaus, daß den 
von Grenzänderungen betroffenen Einwohnern durch 
Ergänzungen der Landeswahlgesetze das Recht zur 
Teilnahme an Gemeinde- und Landtagswahlen er- 
halten bleibt, selbst wenn das Wahlrecht allgemein 
eine bestimmte Dauer des Wohnsitzes in dem Land 
oder in der Gemeinde voraussetzt. 

Der Ausschuß hat den Entwurf in der vom Aus- 
schuß beschlossenen Fassung einstimmig gebilligt. 
Der Gesetzentwurf bedarf nach Artikel 29 Abs. 7 
letzter Halbsatz GG der Zustimmung der Mehrheit 
der Mitglieder des Deutschen Bundestages. 


Bonn, den 21. Januar 1965 


Schmitt- Vockenhausen 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2746 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 21. Januar 1965 


Der Ausschuß für Inneres 

Schmitt- Vockenhausen 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über das Verfahren bei Änderungen des Gebiets- 
bestandes der Länder nach Artikel 29 Abs. 7 des Grundgesetzes 

— Drucksache IV/2746 — 

mi t den Beschlüssen des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

über das Verfahren bei Änderungen des Gebiets- 
bestandes der Länder nach Artikel 29 Abs. 7 
des Grundgesetzes 


Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner Mit- 
glieder und mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Grenzen zwischen Ländern können nach 
Maßgabe dieses Gesetzes geändert werden, wenn 
das Gebiet, dessen Landeszugehörigkeit geändert 
werden soll, 500 ha nicht übersteigt und von nicht 
mehr als 100 Einwohnern bewohnt ist. 

(2) Das Gebiet kann bis zu 1000 ha und die Ein- 
wohnerzahl bis zu 500 Personen betragen, wenn die 
Änderung erfolgt, um 

a) die Landesgrenze zu begradigen, 

b) die Landesgrenze an eine geographische 
Gegebenheit anzulehnen, 

c) die Landesgrenze dem Verlauf von privat- 
rechtlichen Grundstücksgrenzen anzupas- 
sen, 

d) kleine Enklaven aufzuheben und die Tren- 
nung geschlossener Siedlungen zu besei- 
tigen, 

e) die Rechtsverhältnisse einer Straße oder 
eines Gewässers zu ordnen, 

f) Grundstücke wirtschaftlich sinnvoll zu 
teilen. 

(3) Werden Gebiete gegeneinander getauscht, so 
sind Grenzänderungen nach Absatz 1 und 2 zulässig, 
wenn keines der gegeneinander getauschten Ge- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über das Verfahren bei Änderungen des Gebiets- 
bestandes der Länder nach Artikel 29 Abs. 7 
des Grundgesetzes 


Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner Mit- 
glieder und mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) unverändert 


(2) Das Gebiet kann bis zu 1000 ha und die Ein- 
wohnerzahl bis zu 500 Personen betragen, wenn die 
Änderung erfolgt, um 

a) unverändert 

b) die Landesgrenze an eine topographische 
Gegebenheit anzulehnen, 

c) die Landesgrenze dem Verlauf von Grund- 
stücksgrenzen anzupassen, 

d) kleine Enklaven aufzuheben oder die 
staatsrechtliche Trennung geschlossener 
Siedlungen zu beseitigen, 

e) unverändert 

f) unverändert 

(3) Werden Gebiete gegeneinander getauscht, so 
sind Grenzänderungen nach Absatz 1 und 2 nur zu- 
lässig, wenn keines der gegeneinander getauschten 
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Entwurf 

biete nach Fläche und Einwohnerzahl die in 
Absatz 1 und 2 vorgesehene Größe übersteigt. 

5 2 

(1) Die beteiligten Länder vereinbaren die Ge- 
bietsänderungen nach § 1. 

(2) Vor Abschluß der Vereinbarung sind die be- 
troffenen Gemeinden und Gemeindeverbände, bei 
bewohnten Gebieten auch die wahlberechtigten Be- 
wohner des betroffenen Gebiets zu hören. 


(3) Die Vereinbarung ist in den Verkündungs- 
blättern der beteiligten Länder zu veröffentlichen 
und der Bundesregierung zur Bekanntgabe im Bun- 
desanzeiger mitzuteilen; dabei ist der Zeitpunkt an- 
zugeben, von dem an die Vereinbarung in Kraft 
tritt. 

§ 3 

(1) Kommt keine Vereinbarung der beteiligten 
Länder zustande, so kann die Bundesregierung mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung die Gebietsänderung anordnen, wenn sie zur 
zweckmäßigen Gestaltung der Landesgrenze, insbe- 
sondere der Grenzbegradigung und der Beseitigung 
von En- und Exklaven oder aus einem sonstigen 
dringenden öffentlichen Interesse geboten ist. 


(2) Vor Erlaß einer Rechtsverordnung nach Ab- 
satz 1 sind die beteiligten Länder zu hören. Sie sind 
verpflichtet, die angeforderten Unterlagen vorzu- 
legen. § 2 Abs. 2 findet entsprechende Anwendung. 

§ 4 

Verwaltungsvermögen von Körperschaften des 
öffentlichen Rechts mit Ausnahme des Kirchenver- 
mögens und des Vermögens der im Bereich der 
Sozialversicherung tätigen Körperschaften des 
öffentlichen Rechts in dem abzutretenden Gebiet 
geht, soweit die Länder nichts Abweichendes ver- 
einbaren oder durch Rechtsverordnung der Bundes- 
regierung nach § 3 nichts anderes bestimmt wird, 
gegen angemessene Entschädigung auf die im auf- 
nehmenden Land zuständige entsprechende öffent- 
lich-rechtliche Körperschaft über. 


5 5 

Mit der Gebietsänderung erhalten, soweit das 
aufnehmende Land nichts Abweichendes bestimmt, 
im betroffenen Gebiet die Rechtsvorschriften des 
aufnehmenden Landes Geltung-, die Vorschriften des 
abgebenden Landes treten außer Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Gebiete nach Fläche und Einwohnerzahl die in Ab- 
satz 1 oder 2 vorgesehene Größe übersteigt. 

§ 2 

(1) unverändert 

(2) Vor Abschluß der Vereinbarung sind die be- 
troffenen Gemeinden und Gemeindeverbände, bei 
bewohnten Gebieten auch die zur Volksvertretung 
des abgebenden Landes wahlberechtigten Einwoh- 
ner des betroffenen Gebiets zu hören. 

(3) unverändert 


§ 3 

(1) Kommt keine Vereinbarung der beteiligten 
Länder zustande, so kann die Bundesregierung mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung die Gebietsänderung anordnen, wenn eines 
der beteiligten Länder dies beantragt und die Ge- 
bietsänderung zur zweckmäßigen Gestaltung der 
Landesgrenze, insbesondere zur Grenzbegradigung 
und zur Beseitigung von En- und Exklaven oder 
aus einem sonstigen dringenden öffentlichen In- 
teresse geboten ist. 

(2) Vor Erlaß einer Rechtsverordnung nach Ab- 
satz 1 sind die beteiligten Länder zu hören. Sie sind 
verpflichtet, die erforderlichen Unterlagen vorzule- 
gen. § 2 Abs. 2 findet entsprechende Anwendung. 

§ 4 

Verwaltungsvermögen von Körperschaften des 
öffentlichen Rechts mit Ausnahme des Vermögens 
der Kirchen, der mit den Rechten einer Körperschaft 
des öffentlichen Rechts ausgestatteten Religionsge- 
meinschaften und der den Aufgaben einer Kirche 
oder Religionsgemeinschaft dienenden Körperschaf- 
ten des öffentlichen Rechts und des Vermögens der 
im Bereich der Sozialversicherung tätigen Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts in dem abzutreten- 
den Gebiet geht, soweit die Länder nichts Abwei- 
chendes vereinbaren oder durch Rechts Verordnung 
der Bundesregierung nach § 3 nichts anderes be- 
stimmt wird, gegen angemessene Entschädigung auf 
die im aufnehmenden Land zuständige entspre- 
chende öffentlich-rechtliche Körperschaft über. 

§ 5 

unverändert 
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Entwurf 
§ 6 

§ 58 Abs. 2 des Flurbereinigungsgesetzes vom 
14. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 591) erhält fol- 
gende Fassung: 

„(2) Gemeindegrenzen können durch den Flur- 
bereinigungsplan geändert werden, soweit es 
wegen der Flurbereinigung zweckmäßig ist. Die 
Änderung bezieht sich auch auf die Kreis-, Be- 
zirks- und Landesgrenzen, wenn sie mit den Ge- 
meindegrenzen übereinstimmen. Ist die Änderung 
von Gemeinde- oder Kreisgrenzen beabsichtigt, so 
ist die zuständige Kommunalaufsichtsbehörde 
rechtzeitig zu verständigen; die Änderung bedarf 
der Zustimmung der beteiligten Gebietskörper- 
schaften. Ist die Änderung von Bezirks- oder 
Landesgrenzen beabsichtigt, so sind auch die zu- 
ständigen obersten Landesbehörden rechtzeitig zu 
verständigen; die Änderung bedarf der Zustim- 
mung der beteiligten Länder und Gebietskörper- 
schaften.“ 

§ 7 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung das Verfahren nach § 2 Abs. 2, 
§ 3 Abs. 2 näher zu regeln. 


§ 8 

(1) Vereinbarungen zwischen Ländern über Ge- 
bietsänderungen, die vor dem 1. Januar 1964 abge- 
schlossen wurden, gelten als nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes geschlossen, auch wenn sie sich auf 
ein größeres Gebiet beziehen, als in § 1 dieses Ge- 
setzes vorgesehen ist. § 2 Abs. 3 findet Anwendung. 

(2) Das Gebiet gemäß Artikel 2 Abs. 1 des 
Staatsvertrages zwischen der Freien und Hanse- 
stadt Hamburg und dem Lande Niedersachsen vom 

26. Mai/4. Juni 1961 (hamburgisches Gesetz vom 
3. Oktober 1961, Hamburgisches Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt S. 317, niedersächsisches Gesetz vom 

27. September 1962, Niedersächsisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 150) geht mit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes auf die Freie und Hansestadt Ham- 
burg über. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 6 

unverändert 


§ 7 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
das Verfahren nach § 2 Abs. 2, § 3 Abs. 2 näher zu 
regeln. 

§ 8 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) In der Anlage des Bundeswahlgesetzes vom 
7. Mai 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 383), zuletzt geän- 
dert durch Gesetz vom 14. Februar 1964 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 61) werden unter Nummer 12 Wahl- 
kreis Hamburg-Mitte in der Spalte „Gebiet des 
Wahlkreises" die Worte angefügt: „ferner das Ge- 
biet gemäß Artikel 2 Abs. 1 des Staatsvertrages 
zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg und 
dem Land Niedersachsen vom 26. Mai/4. Juni 1961 
(hamburgisches Gesetz vom 3. Oktober 1961, Ham- 
burgisches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 317, 
niedersächsisches Gesetz vom 27. September 1962, 
Niedersächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 150)". 


5 



Drucksache IV/2978 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Entwurf 


§ 9 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 8a 

Das Bundes Wahlgesetz vom 7. Mai 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 383), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 14. Februar 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 61) 
wird wie folgt geändert: 

§ 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

rr (4) Werden Landesgrenzen nach dem Gesetz 
über das Verfahren bei Änderungen des Ge- 
bietsbestandes der Länder nach Artikel 29 
Abs. 7 des Grundgesetzes vom . . . (Bundes- 
gesetzbl. IS....) geändert, so ändern sich ent- 
sprechend auch die Grenzen der betroffenen 
Wahlkreise. Werden im auf nehmenden Land 
zwei oder mehrere Wahlkreise berührt oder 
wird eine Exklave eines Landes gebildet, so 
bestimmt sich die Wahlkreiszugehörigkeit des 
neuen Landesteiles nach der Wahlkreiszugehö- 
rigkeit der Gemeinde, des Gemeindebezirks 
oder des gemeindefreien Gebietes, denen er zu- 
geschlagen wird." 

§ 9 

unverändert 


§ 10 

unverändert 
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